
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

Bankverbindung: Sparkasse OPR 
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Allgemeine Sprechzeiten: 
Montag   8:00 – 12:00 Uhr 
Dienstag   8:00 – 17:00 Uhr 
Donnerstag   8:00 – 16:00 Uhr 
 

Landkreis 
Ostprignitz-Ruppin 
Der Landrat 

Kommunikation:  
Telefon: 03391 688-0 
Telefax: 03391 3239 
www.ostprignitz-ruppin.de 
 

Adresse/Nachtbriefkasten: 
Landkreis Ostprignitz-Ruppin 
Virchowstraße 14-16 
16816 Neuruppin 
 

 
An alle Geflügel- und Federwildhalter, 
Geflügelschlachtstätten und durchreisende 
Gewerbetreibende mit Geflügel  
in der festgelegten Überwachungszone 
 
 
 
 
 
 
Tierseuchenallgemeinverfügung – Festlegung einer Überwachungszone nach 
Geflügelpestausbruch 
 
In einem Geflügelbestand in Schmolde, Landkreis Prignitz ist der Ausbruch der Geflügelpest 
am  02.12.2022 amtlich festgestellt worden. 
Um den betroffenen Betrieb wird eine Sperrzone eingerichtet. Diese Sperrzone umfasst die 
„Schutzzone“ (früher „Sperrbezirk“) mit einem Mindestradius von 3 km um den betroffenen 
Betrieb sowie eine „Überwachungszone“ (früher „Beobachtungsgebiet“) mit einem 
Mindestradius von 10 km um den betroffenen Betrieb. Die Überwachungszone grenzt die 
Schutzzone nach außen hin ab. 
Die einzurichtende Überwachungszone erstreckt sich über die Kreisgrenze in den Landkreis 
Ostprignitz-Ruppin.  
 
Ich ordne deshalb folgende Maßnahmen an: 
 

1. Es wird eine Überwachungszone festgelegt und diese umfasst folgende Gebiete: 
 

Beginnend am nördlichsten Punkt der Gemarkung Freyenstein an der Kreisgrenze zum 
Landkreis Prignitz, dann dem Fluss „Dosse“ entlang der Landesgrenze zu Mecklenburg-
Vorpommern in ost-südlicher Richtung bis zum Grabower Weg folgen. Diesem folgend in 
die Ortschaft „Wulfersdorf, dort dann in gedachter Linie über die Kirche in die Dorfstraße 
und in den Blesendorfer Weg mündend nehmen. Diesen in süd-westlicher Richtung 
folgend, dabei den Tetschendorfer Damm, den Tetschendorfer Weg und die Ganzower 
Str. kreuzend in die Ortschaft Blesendorf nehmen. Dort der Blesendorfer Dorfstraße 
folgend, dabei bleibt die Kirche rechts liegen, aus der Ortschaft hinaus in südwestlicher 
Richtung bis zur Kreisgrenze zum Landkreis Prignitz folgen. 
 
2. Maßnahmen, die in der Überwachungszone gelten: 

  
 2.1. Halter von Geflügel (Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, 

Fasane, Laufvögel, Wachteln, Enten und Gänse) oder in Gefangenschaft 
gehaltenen Vögeln anderer Arten haben dem Landkreises Ostprignitz-
Ruppin unverzüglich die Anzahl der gehaltenen Vögel unter Angabe ihrer 
Nutzungsart und ihres Standortes sowie jede Änderung anzuzeigen. 
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2.2. Halter von Geflügel haben ihren Geflügelbestand  
täglich hinsichtlich Auffälligkeiten (wie Verendungen, Krankheitssymptome, 
die auch bei Geflügelpest auftreten können) zu überwachen und diese dem 
Landkreis Ostprignitz-Ruppin unverzüglich zur Abklärung zu melden.  
 

 3. Die sofortige Vollziehung der Anordnung zu 1. bis 2.2. nach § 80 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wird angeordnet, sofern die 
sofortige Vollziehung nicht bereits gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwGO 
kraft Gesetz gilt.  
 

4. Ausnahmen können nur schriftlich beim Amtstierarzt beantragt werden. 
 
5. Die Allgemeinverfügung tritt am 07.12.2022 in Kraft. 

 
 
Hinweise 
 
Die Anzeigen zum Tierbestand sowie Anzeigen von Verendungen oder  
Krankheitserscheinungen bei Geflügel sind zu richten an:  
 
  E-Mail veterinaeramt@opr.de  
  Telefon 03391 688 3954, -3911, -3901 
  Fax 03391 688 3904. 
 
Ein Widerspruch gegen die Maßnahmen hat wegen der Anordnung der sofortigen 
Vollziehung bzw. auf Grund § 37 Tiergesundheitsgesetz keine aufschiebende Wirkung. 
 
 
Begründung 
 
Gemäß Artikel 70 Abs. 1 b) der VO (EU) 2016/429 hat die zuständige Behörde bei Verdacht 
des Auftretens einer gelisteten Seuche gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a oder der 
amtlichen Bestätigung eines solchen Auftretens die erforderlichen Seuchenpräventions- und 
–bekämpfungsmaßnahmen zu ergreifen.  
Die Seuchenpräventions- und –bekämpfungsmaßnahmen gemäß Absatz 1 Buchstabe b des 
vorliegenden Artikels können eine oder mehrere der Maßnahmen gemäß den Artikeln 53 bis 
69 umfassen und tragen dem Seuchenprofil, den betreffenden wild lebenden Tieren und der 
Gefahr der Übertragung der Seuchen auf Tier und Mensch Rechnung.  
 
Das Gesetz zur Vorbeugung vor und Bekämpfung von Tierseuchen (Tiergesundheitsgesetz 
– TierGesG) regelt gemäß § 1 die Vorbeugung vor Tierseuchen und deren Bekämpfung. In 
diesem Rahmen dient es auch der Erhaltung und Förderung der Gesundheit von Vieh und 
Fischen, soweit das Vieh oder die Fische der landwirtschaftlichen Erzeugung dient oder 
dienen.  
Die Bekämpfungsmaßnahmen nach dem Tiergesundheitsgesetz obliegen gemäß § 1 Abs. 1 
des Gesetzes zur Ausführung des Tiergesundheitsgesetzes (AGTierGesG) dem für das 
Veterinärwesen zuständigen Ministerium, dem Landesamt für Arbeitsschutz, 
Verbraucherschutz und Gesundheit, den Landkreisen, kreisfreien Städten, Ämtern und 
amtsfreien Gemeinden nach den Vorschriften des Ordnungsbehördengesetzes, soweit sich 
nicht aus dem Tierseuchengesetz oder diesem Gesetz etwas anderes ergibt. Demnach ist 
das Amt für Verbraucherschutz und Landwirtschaft des Landkreises Ostprignitz-Ruppin für 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Tierseuchenrechts zuständig. 
 
Auf der Grundlage des § 24 Abs. 1 des Tiergesundheitsgesetzes obliegt die Durchführung 
der Vorschriften dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsvorschriften sowie der unmittelbar geltenden Rechtsakte der Europäischen 
Gemeinschaft oder der Europäischen Union im Anwendungsbereich dieses Gesetzes den 
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zuständigen Behörden, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. In diesem Rahmen 
überwachen sie die Einhaltung der vorstehend genannten Vorschriften sowie der auf Grund 
dieser Vorschriften ergangenen vollziehbaren Anordnungen.  
Auf der Grundlage des Abs. 3 trifft die zuständige Behörde die notwendigen Anordnungen 
und Maßnahmen, die zur Feststellung oder zur Ausräumung eines hinreichenden 
Verdachtes, eines Verstoßes oder zur Beseitigung festgestellter Verstöße oder zur 
Verhütung künftiger Verstöße erforderlich sind. 
 
Die Aviäre Influenza (von lat. avis, Vogel), umgangssprachlich auch Vogelgrippe  
genannt, ist eine durch Viren ausgelöste Infektionskrankheit, die ihren natürlichen  
Reservoirwirt im wilden Wasservogel hat. Geflügelpest ist für Hausgeflügel hochansteckend 
und verläuft mit schweren allgemeinen Krankheitszeichen. Bei Hühnern und Puten können 
innerhalb weniger Tage bis zu 100 % der Tiere erkranken und sterben. Enten und Gänse 
erkranken oftmals weniger schwer, die Krankheit führt bei diesen Tieren nicht immer zum 
Tod und kann bei milden Verläufen gänzlich übersehen werden. Die wirtschaftlichen 
Verluste sind entsprechend hoch.  
 
Kranke Tiere scheiden den Erreger massenhaft mit dem Kot sowie mit Schleim oder  
Flüssigkeit aus Schnabel und Augen aus. Bei direktem Kontakt stecken sich andere  
Tiere durch Einatmen oder Aufpicken von virushaltigem Material an. Auch Eier, die von  
infizierten Tieren gelegt werden, können virushaltig sein. Kranke oder an Geflügelpest  
verendete Tiere sowie deren Ausscheidungen, insbesondere der Kot, stellen somit  
Infektionsquellen dar. Bei Ausbruch der Geflügelpest hat der Gesetzgeber daher  
unverzügliche Seuchenbekämpfungsmaßnahmen festgelegt.  
  
Die Bekämpfung der Hochpathogene Aviäre Influenza (Geflügelpest) ist im EU-Recht  
in der VO (EU) 2016/429 und der Delegierten VO (EU) 2020/687 geregelt. Bei der  
Hochpathogenen Aviären Influenza handelt es sich um eine bekämpfungspflichtige  
Seuche der Kategorie A nach Artikel 5 Abs. 1 Buchstabe a Ziffer IV i. V. m. Artikel 9 Abs.  
1 Buchstabe a VO (EU) 2016/429 i. V. m. Artikel 1 Nr. 1 und Artikel 2 i. V. m. dem Anhang  
der VO (EU) 2018/1882. Somit gelten die vorgegebenen  
Seuchenbekämpfungsmaßnahmen.   
 
Artikel 71 der VO (EU) 2016/429 eröffnet den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, zusätzlich  
zu den Seuchenbekämpfungsmaßnahmen nach europäischem Recht nationale  
Maßnahmen festzulegen, sofern die nationalen Maßnahmen dem  
europäischem Recht genügen und zur Bekämpfung der Ausbreitung der Seuche  
erforderlich und verhältnismäßig ist. Die nationale Geflügelpest-Verordnung gilt somit  
in allen Teilen weiter, sofern sie nicht geringere Anforderungen als das europäische  
Recht stellt oder diesem widerspricht und die Maßnahmen erforderlich und  
verhältnismäßig sind.  
 
Ist die Hochpathogene Aviäre Influenza (Geflügelpest) in einem Betrieb amtlich  
bestätigt, so richtet die zuständige Behörde eine Sperrzone ein, bestehend aus einer  
Schutzzone von mindestens 3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb und einer  
Überwachungszone von mindestens 10 km Radius um den Ausbruchsbetrieb.   
 
Die Überwachungszone entspricht dem Beobachtungsgebiet nach der Geflügelpest- 
Verordnung und kann frühestens nach 30 Tagen aufgehoben werden. Das ergibt sich  
aus Artikel 60 Buchstabe b VO (EU) 2016/429 i. V. m. Artikel 39 Abs. 1 i. V. m. Anhang V  
und Anhang XI der Delegierten VO (EU) 2020/687 und in Verbindung mit § 27 Geflügelpest-
Verordung. Beide Zonen bleiben bestehen, bis die jeweilige Festsetzung wieder aufgehoben 
wird.  
 
Bei der Festlegung sowohl der Schutzzone als auch der Überwachungszone wurde das  
Seuchenprofil, die geografische Lage, sonstige relevante epidemiologische Faktoren (Artikel 
64 Abs. 1 VO (EU) 2016/429), Strukturen des Handels und der örtlichen Geflügelhaltungen, 
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das Vorhandensein von Schlachtstätten sowie natürliche Grenzen und 
Überwachungsmöglichkeiten berücksichtigt.   
 
Jede einzelne der getroffenen Seuchenbekämpfungsmaßnahmen ist geeignet,  
erforderlich und angemessen und damit verhältnismäßig, die Tierseuche Geflügelpest  
zu bekämpfen.   
 
 
Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung  
 
Gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) i.V.m. § 37 des 
Tiergesundheitsgesetzes bin ich befugt, die sofortige Vollziehung der Maßnahmen 
anzuordnen, wenn diese im öffentlichen Interesse liegt.  
Diese Voraussetzung liegt hier vor, da die Ausbreitung der Hochpathogenen Aviären  
Influenza (Geflügelpest) und somit die Gefahr von tiergesundheitlichen wie auch  
wirtschaftlichen Folgen sofort unterbunden werden muss. Es besteht ein besonderes  
öffentliches Interesse daran, dass die Festlegungen der Schutz- und  
Überwachungszone und die damit einhergehenden notwendigen  
Seuchenbekämpfungsmaßnahmen schnellstmöglich wirksam und durchsetzbar  
werden.   
  
Käme es hierbei zu einer zeitlichen Verzögerung durch Rechtsmittel mit  
aufschiebender Wirkung, würde die Verbreitung der Geflügelpest begünstigt oder  
könnte eine bereits stattgefundene Verschleppung erst verspätet erkannt werden.  
Dadurch würden den betroffenen empfänglichen Tieren erhebliche, letztlich  
vermeidbare Leiden und Schäden sowie den Halterinnen und Haltern erhebliche  
wirtschaftliche Schäden zugefügt werden.  
  
Im Sinne einer effektiven Tierseuchenbekämpfung überwiegt das besondere  
öffentliche Interesse daran, dass auch während eines Rechtsmittelverfahrens die  
erforderlichen Seuchenbekämpfungsmaßnahmen durchgeführt werden können. Die  
Maßnahmen dienen dem Schutz sehr hoher Rechtsgüter. Die Gefahr der  
Weiterverbreitung der Seuche und der damit verbundene wirtschaftliche Schaden  
sind höher einzuschätzen als persönliche Interessen an der aufschiebenden Wirkung  
als Folge eines eingelegten Rechtsbehelfs. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Widerspruch 
eingelegt werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder mündlich zur Niederschrift beim 
Landkreis Ostprignitz-Ruppin, Virchowstr. 14 - 16, 16816 Neuruppin, einzulegen. 
Der Widerspruch hat keine aufschiebende Wirkung. 
Die Anordnung der aufschiebenden Wirkung kann beim Verwaltungsgericht Potsdam, 
Friedrich-Ebert-Straße 32 in 14469 Potsdam schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts beantragt werden. Der Antrag ist 
schon vor Erhebung der Anfechtungsklage zulässig. 
Der Antrag kann stattdessen auch in elektronischer Form bei der elektronischen Poststelle 
des Verwaltungsgerichts Potsdam unter www.erv.brandenburg.de eingereicht werden, wenn 
das elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur im Sinne des 
Signaturgesetzes versehen ist.  
 
Im Auftrag 
 
Heiland 
Amtstierärztin 

http://www.erv.brandenburg.de/

